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Demo gegen Kürzungen in der Psychotherapie 

am 8. Juni 2026 in Berlin 

 

 

„Wer Psychotherapie kürzt, spart nicht – er produziert die Probleme von 
morgen“ 

Fast 130.000 Menschen haben die Bundestagspetition Nr. 196912 gegen die geplanten Kürzungen in 
der psychotherapeutischen Versorgung unterzeichnet. Aufgrund dieser breiten Unterstützung wird der 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages bereits am 8. Juni 2026 – noch vor Ablauf der Mit-
zeichnungsfrist – eine öffentliche Anhörung durchführen. 

Zeitgleich rufen die psychotherapeutischen Verbände unter dem Motto „GEMEINSAM GEGEN KÜR-
ZUNGEN IN DER PSYCHOTHERAPIE“ zu einer Demonstration in Berlin auf. Der Handlungsdruck ist 
enorm: Der Kabinettsentwurf zum „GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz“ soll noch vor der Sommer-
pause verabschiedet werden. Er sieht gravierende Einschnitte in der ambulanten und stationären psy-
chotherapeutischen Versorgung gesetzlich versicherter Menschen vor. 

„Während psychische Erkrankungen bei Kindern und Jugendlichen seit Jahren zunehmen, plant die 
Bundesregierung ausgerechnet dort zu kürzen, wo Hilfe dringend gebraucht wird“, kritisiert Bettina 
Meisel, Vorsitzende der VAKJP. „Die COPSY-Studien sowie viele anderen Erhebungen zeigen deutlich, 
dass immer mehr junge Menschen psychisch belastet sind. Hinter diesen Zahlen stehen Kinder und 
Jugendliche mit Ängsten, Depressionen, Essstörungen oder Suizidgedanken – und Familien, die oft 
monatelang auf Unterstützung warten.“ 

Schon heute reichen die vorhandenen Behandlungskapazitäten nicht aus, um den Bedarf zu decken. 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut:innen arbeiten vielerorts an der Belastungsgrenze und häu-
fig weit über das hinaus, was auf ihren meist hälftigen Kassensitzen vorgesehen ist. Gleichzeitig fehlen 
in Kliniken die Kapazitäten, um Patient:innen mit höherem Behandlungsbedarf aufzunehmen; vieler-
orts können nur noch akute Krisenfälle versorgt werden. 

„Wer psychotherapeutische Versorgung kürzt, spart nicht – er verschiebt Kosten in die Zukunft“, betont 
Meisel. „Bleiben psychische Erkrankungen unbehandelt, drohen Chronifizierungen, Schulabbrüche, 
soziale Ausgrenzung und langfristige Einschränkungen von Bildungs- und Teilhabechancen. Die gesell-
schaftlichen und volkswirtschaftlichen Folgekosten werden die kurzfristigen Einsparungen um ein 
Vielfaches übersteigen.“ 

Besonders hart träfen die geplanten Maßnahmen Kinder und Jugendliche aus Familien mit geringem 
Einkommen. Sie sind ohnehin häufiger psychischen Belastungen ausgesetzt und haben schlechtere 
Möglichkeiten, auf private Unterstützungsangebote auszuweichen. Kürzungen würden bestehende so-
ziale Ungleichheiten weiter verschärfen. 

Besonders widersprüchlich ist, dass die Versorgung von Kindern und Jugendlichen nun beschnitten 
werden soll, obwohl ihre Stärkung ausdrücklich im Koalitionsvertrag angekündigt wurde. Die geplanten 
Maßnahmen stehen damit im direkten Gegensatz zu den selbst formulierten politischen Zielen. 



 

„Die Stabilisierung von Beitragssätzen darf nicht auf dem Rücken psychisch belasteter Kinder und Ju-
gendlicher erfolgen“, so Meisel. „Es geht nicht primär um Honorarinteressen. Es geht darum, dass not-
wendige psychotherapeutische Hilfe für gesetzlich versicherte Kinder und Jugendliche verfügbar 
bleibt. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Budgetierung und der finanzielle Druck auf Praxen werden 
das Angebot verknappen – mit absehbaren Folgen für die Betroffenen.“ 

Die psychotherapeutischen Verbände rufen deshalb zur Demonstration am 8. Juni in Berlin auf. Sie for-
dern die Bundesregierung auf, die geplanten Kürzungen zurückzunehmen und die psychotherapeuti-
sche Versorgung von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen nachhaltig zu sichern. 

Psychische Gesundheit ist keine freiwillige Leistung. Sie ist eine gesellschaftliche Verpflichtung. 

 

Pressekontakt: 

Kerstin Graupner; k.graupner@hamburglive.com; Tel. 01715329633 

mailto:k.graupner@hamburglive.com

